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Ausfertigung

KAMMERGERICHT
Beschluss

Geschäftsnummer:

6VAs 3121 - 161'Zs 1159120

241 Js 582119

I n der Justizvenryaltungssache betreffend

geboren am

wohnhaft in Berlin,

wegen Gevüährung vdn Akteneinsicht in eine Ermittlungsakte

hat der 6. strafsenat des Kammergerichts am 4. August 2021 beschlossen:

1. Auf den Antrag des Betroffenen vom 15. Februar 2021 wird festgestellt,

dass die Gewährung von Akteneinsicht im Ermittlungsverfahren 241 Js

SBz4g an das Landesamt für Flüchtlingsangelegenheiten Berlin durch die

Staatsanwaltschaft Berlin rechtswidrig war.

Z. Der weitergehende Antrag des Betroffenen auf gerichtliche Entscheidung

wird als unzulässig venruorfen.

3. Der Antragsteller hat die Kosten des Verfahrens zur Hälfte zu tragen. Die

notwendigen außergerichtlichen Kosten des Antragstellers sind zur Hälfte

aus der Staatskasse= zu erstatten,

4. Der Geschäftswert wird auf 5'000 Euro festgesetzt'

f: I i. ! I'\ '-- '' a .,\ .1- i .-1 --I'- i ;r.' L. '',_* l^:,,.jii'ii.i i; hj

? il, Ä{J$, ?fiä?

d1 t'l G "s
öri0y t--t ofleil)

Pln rtn ea rsc haft



'

-2-

I

Gründe:

Dem hiesigen Verfahren liegt ein - zulelzlunter dem Aktenzeichen 241 Js 582119 ge-

führtes - Ermitflungsverfahren der Staatsanwaltschaft Berlin u.. a. gegen den Antrag-

steller zugrunde wegen des Verdachts des gewerbsmäßigen (Abrechnungs-)Betruges

gegenüber dem Landesamt für Gesundheit und Soziales Berlin - im hier betroffenen

Ä"i"i"n inzwischen: Landesamt für Flüchtlingsangelegenheiten (nachfolgend: LAF) -
im Zusammenhang mit dem Betrieb von Flüchtlingsunterkünften. Gegenstand jenes

Verfahrens sind insbesondere die Personalkostenabrechnungen der Flüchtlingsheim-

betreiber und deren Geschäftsführer der Antragsteller ist. Die

nrmmt das Land Berlin, vertreten durch das LAF, im Zusammenhang mit

den in Rede stehenden Abrechnungen vor dem Landgericht Berlin unter den dortigen

Aktenzeichen 4 O gS7t1B und 6 O 246t19 zivilgerichtlich in Anspruch.,Das Land Berlin

beantragte in beiden Verfahren Klageabweisung, erklärte darüber hinaus die Aufrech-

nung mit streitigen Rückzahlungsforderungen aus Betreiberverträgen und erhob we-

gen derselben Forderungen Widerklage gegen die

Vor diesem Hintergrund beantragte das LAF Einsicht in die Akten des bei der Staats-

anwaltschaft Beilin geführten Ermittlungsverfahrens. Dieses Begehren begründete

die dortige Sachbearbeiterin mit Schreiben vom 20. Januar 2020 dahin, dass

,,gegen das LAF mehrere zivilrechtliche Verfahren der laufen, in denen die

Brandwachenabrechnungen, die Gegenstand des Ermittlungsverfahrens waren, eine

Rolle spielen" würden, wobei Sie ,,Wie telefonisch besprochen .'. zqnächst um Über-

sendung des zusammenfassenden Schlussberichtes des 111A" bat' Hierauf verfügte

die Dezernentin der Staatsanwaltschaft Berlin am 27. Januar'2o2o die Versendung

einer CD-ROM, auf welcher sich Scans der Sonderbände XIV bis XXXI befinden, an

das LAF, und zwar verbunden mit dem Hinweis, dass sich der polizeiliche Zwischen-

bericht im Sonderband XXXI befinde. Die betreffende CD-ROM wurde sodann mit An-

schreiben vom 28. Januar 2O2O an das LAF über:sandt'

Am g- Septembe r 2020 vermerkte die Dezernentin der Staatsanwaltschaft Berlin:
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,,Am heutigen Tag erinnerte Frau (Landesamt für Flüchtlingsangelegen-

heiten) an ih r ergänzendes Akteneinsichtsgesüch.

'Zur Erledigung des Akteneinsichtsgesuchs soll die heute gefertigte CD-ROM mit

Scans der Sonderbände I-XXXI und der Ablichtungsbände ,zu lntenso' sowie zu

den Sonderbänden lX bis Xl an das LAF übergeben werden. Frau will

diese persönlich am morgigen Tag a'bholen."

Am 10. September 2020 vermerkte die Dezernentin sodann

,,Die CD-ROM wurde heute an Fr. persönlich übergeben. Es wurde um

schnellstmögliche Rücksendung ersucht.'l :

Mit Schriftsatz vom 16. Oktober 2020 reichte der zivilrechtliche Prozessbevollmäch-

tigte des LAF den Auswertungsbericht vom 29. Januar 2019 (Sonderband XXXI) zu

den Akten des Vor dem Landgericht Berlin geführten Verfahrens 6 O 246t19. Der An-

tragsteller erfuhr von diesen Vorgängen durch die Zustetlung des.genannlen Schrift-

satzes an seinen Bevsllmächtigten am 22. Oktober 2020 in dem bezeichneten Zivil-

verfahren. Hierauf wandte sich der Bevollmächtigte des Antr:agstellers mit'schriftsatz

vom 2. November 2O2O an die Staatsanwaltschaft Berlin und erfragte, ob jene schrift-

sätzliche Mitteilung vom 16. Oktober 2O2O,,auf einer durch Sie erteilten lnformation

beruht und ggf. wann dies der Fall war"; ihm sei ,,aus Aktenbestandteilen ... kein Antrag

auf Gewährung der Akteneinsicht durch den Verletzten bekannt geworden", ge-

schweige denn, dass hierzu rechtliches Gehör gewährt worden sei.

Hierzu vermerkte die Dezernentin der Staatsanwaltschaft am 4. November 2020:

,,Zum Erfordernis der Anhörung des Betroffenen vor Gewährung der Aktenein-

sicht nach S 474 Abs. 2 StPO ist zu konstatieren, dass ein solches Anhörungser-

fordernis durch das Bundesverfassungsgericht bisher nur für die Fälle der

$$ 406e u nd 475SIPO anerkannt wurde und dort auch nur,,in der Regel". Da bei

einem Akteneinsichtsgesuch nach S 474 SIPO im Unterschied zu $$ 406e, 475

SIPO keine Ermessensentscheidung zu treffen und keine lnteressenabwägung

vorzunehmen ist, sondern Auskünfte aus Akten und Akteneinsicht nur in den in

S 477 Abs. 2 StPO genannten Fällen zu versagön sind, kommt der Anhörung und
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der damit verbundenen Sammlung aller in die Abwägung einzustellenden As-

pekte in diesen Fällen nicht eine ebenso zentrale präventive Funktion zu'"

Der hier:auf mit schriftsatz des Bevollmächtigten des Antragstellers vom 24. November

2;21erhobenen Dienstaufsichtsbeschwerde ist gemäß Bescheid der Generalstaats-

anwaltsohaft Berlin vom 7. Januar 2ß21nicht entsprochen worden, in dem u' a' Fol-

gendes ausgeführt wird :

,,soweit die stA in den mit der Beschwerde angegriffenen Verfügungen entschie-

den hat, dem LAF anstelle von Auskänften 9effi, S 474 Abs' 3 SIPO Akteneinsicht

zu gewähren, ist der Prüfungsumfang beschränkt' Nach der vorgenannten Vof-

schrift kann Akteneinsicht gewährt werden, wenn die Erteilung vqn Auskünften

einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordern würde oder die Akteneiniicht be-

gehrende stelle unterAngabe von Gründen erklärt, dass die Erteilung einer Aus-

kunft zur Erfüllung ihrer Aufgabe nicht ausreichen würde. Letzteres war vorlie-

gend der Fall.

Das LAF hatte mit söhreiben vom 20. Jaiiua r 2020 ausdrücklich Akteneinsicht in'

die Ermittlungsakten des vorliegenden Verfahrens, das vormals unter dem Ak-

tenzeiche n 242 Js 1205/16 geführt wurde, beantragt' Begründet wurde dieses

Ersuchen mit dem Hinweis auf mehrere zivilrechtliche Verfahren, die Abrechnun-

gen der GmbH betrafen, die auch Gegenstand des Ermittlungsverfahrens

waren, Die nur knappe Begründung war aufgrund der bereits oben angesproche-

nen Evidenz ausreichend. Die mit diesem Antrag verbundene Bitte, zunächst den

zusammenfassenden schlussbericht des LKA zu übersenden, kann nicht dahin-

gehend ausgelegt werden, dass der Antrag auf vollständige Akteneinsicht damit

lalt.DieswürdeausSichtderersuchendengleichzeitig als zurückgenommen L

stelte keinen sinn ergeben. Vielmehr ist dem schreiben ersichtlich zu entneh-

.men, dass in zeitlich prioritärer Hinsicht (,,zunächst") um Übersendung des

schlussberichtes gebeten wurde. Dies ergibt sich letztlich auch aus der Erinne-

rung der Sachbearbeiterin des LAF vom 09. Septembe r 2O2O an das (ergän-

zende) AkteneinsiÖhtsgesuch. Dass neben dem schlussbericht des LKA dem

LFA zunächst auch weitere Unterlagen zur Verfügung gestellt wurden, spielt in-

sofern keine Rolle und war überdies dem Umstand geschuldet' dass in dem
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Schlussbericht auf Unterlagen Bezug genommen worden war; ohne deren Kennt-

nis die Schlüssigkeit des Berichts eingeschränkt war.

Die Verantwortlichkeit für die Zulässigkeit der Übermittlung trägt die ersuchende

Stelle. Gemäß $ 479 Abs. 5 Satz 3 SIPO prüft die Staatsanwaltschaft nur, ob das

Ersuchen im Rahmen derAufgaben des Empfängers liegt. Anhaltspunkte für eine

weitergeh'ende Prüfungspflicht bestanden nicht. Dibs ergibt sich - wie bereits aus-

gefü.hrt - auch daraus, dass ein offensichtlicher Zusammenhang der Unterlagen.

mit dem Zweck der Anforderung bestand.

Die'ersuchte Behörde kann vom Vorliegen dieser Voraussetzungen ohne weite-

res ausgehen, ihr steht insoweit kein Ermessen zu ...lnsor,veit ist auch der Ver-

merk der Dezernentin vom 04. November 2O2A ... zuverstehen.r'

Auf die hiergegen mit Schriftsatz des Bevollmächtigten des Antr:agstellers vorh 2. Feb-

raar 2021 erhobene Gegenvorstellung hat die Generalstaatsanwaltschaft Berlin mit

Bescheid vom g. Februai 2021 mitgeteilt, dass keine Veranlassung zu einer abwei

chenden Entscheidung bestehe und u. a. Folgendes ausgeführt: l

,,Die Staatsanwältschaft ist offensichtlich davon ausgegangen, dass die Voraus-

setzungen für die Übermittlung der: Akten an das LAF vorgelegen haben. Die

Schlüssigkeit dafür ergab sich bereits aus dem Gegenstand des Ermittlungsver-

fahrens. lnsoweit durfte sich die Staatsanwaltschaft auch darauf verlassen, dass

das LAF nichthur grundsätzlich berechtigt im Sinne von $ 474 Abs.2 SIPO war,

sondern auch dass die verlangte Akteneinsicht anstelle von Teilauskünften zur

Aufgabenerfüllung erforderlich war.

Zu einer weitergehenden eigenständigen Prüfung des Vorliegens der tatsächli-

chen Voraussetzungen wäre die übermittelnde Stelle nur verpflichtet, wenn

hierzu besonderer Anlass bestanden hätte, z. B. aufgrund besonderer entgegen-

stehender Verwendungsregeln oder besonders sensibler Daten aus der Pr:i-

vatsphäre ... Das war vorliegend nicht der Fall. Für die Notwendigkeit der Akten-

einsicht bedurfte es auch keiner näherer Darlegungen oder gar eines Nachwei-

ses durch die die Einsicht begehrende öffentliche Stelle für die Annahme der Er-

forderlichkeit ...
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Mit Schr.iftsatz seines Bevollmächtigten vom 15. Februar 2021 hal der Antragsteller

gerichiliche Entscheidung in folgender weise beantragt:

1 . die Entscheidung der Staatsanwaltschaft Berlin vom 27 ' Januar 2420 in

Gestalt der Entscheidung der Generalstaatsanwaltschaft Berlin vom 7'

Januar 2021, dem LAF Akteneinsicht zu gewähren, aufzuheben,

2. die Vollziehung der Gewährung der Akteneinsicht durch Verpflichtung

des LAF durch die Staatsanwaltschaft Berlin zur Herausgabe der AKten

rückgängig zu machen,

hilfsweise

festzustellen, dass die Gewährung von Akteneinsicht an das Landesamt für

Fl üchlingsangelegen heiten d u rch die Staatsanwaltschaft Berli n rechtswid-

' rig gewesen ist.

Dem ist die Genäralstaatsanwaltschäft Berlin mit Zuschrift vom 14. April 2021 entge-

gengetreten, zu welcher.der Antragsteller mit Schriftsatz seines Bevollmächtigten vom

8. Juni 2021 Stellung genommen hat.

il

Der statthafte Antrag auf gerichfliche Entscheidung hat nur hinsichtlich des Hilfsantra-

ges Erfolg und ist im Übrigen unzulässig.

1.

Der Rechtsweg nach gg 23 tt. EGGVG ist eröffnet. Soweit in den Fällen der $$ 474'

476 StpO der Antragsteller im Einzelfall Träger eigener Rechte im Sinne des $ 24 Abs'

1 EGGVG ist und jedenfalls eine Verletzung'des Anspruchs auf ermessensfehlerfreie

Entscheidung geltend machen kann, steht ihm gegen Entscheidungen der Staatsan-

waltschaft über Akteneinsicht und Auskunft der Rechtsweg nach SS 23 ff. EGGVG of-

fen. Gleiches gilt für den dadurch beschwerten Beschuldigten (Meyer-Goßner/Schmiff,

stPo,64. Aufl. 2021,S 480 SIPO Rn.4; vgl. auch oLG Karlsruhe NSIZ'RR 2013,

3g5). Maßgeblich ist insofern, dass es sich bei der fraglichen Maßnahme um einen
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Justizverwaltungsakt handelt (OLG Koblenz, Beschluss vom 1 1. Juni 2010 - 2 VAs

1 l10 -,BeckRS 2010, 14403,beck-online).

2.

Der Antragsteller ist insoweit auch antragsbefugt. Denn er macht gemäß $ 24 Abs. 1

EGGVG geltend, durch diä angegriffene Maßhahme in seinen Röchten verletzt zu

sein, indem er anführt, die dem LAF durch die Staatsanwaltschaft Berlin gewährte Ak- '

teneinsicht habe sein Recht auf informationelle Selbstbestimmung aus Art. 2 Abs. 1 i.

V. m. Art. 1 Abs. 1 GG und seinen Anspruch auf rechtlichös Gehör aus Art. 103 Abs.

1 GG verletzt.

Die Subsidiaritätsklausel des $ 23 Abs. 3 GVG steht nicht entgegen, da im Fall des $

474 SIPO eine Anfechtungsmöglichkeit nach $ 480 Abs. 3 StPO nicht vorgesehen ist

(Senat, Beschluss vom 12. Februar 2021 - 6 VAS 6120 -). Der Einhaltung der Frist des

$ 26 Abs. 1 EGGVG bedurfte es vorliegend nicht, da die Entscheidung über die Ge-

währung der Akteneinsicht dem hiesigen Antragsteller nicht bekannt gemacht worden

ist und somit die Frist nicht zu laufen begonnen hat (vgl. OLG Karlsruhe, Beschluss

vom 12. Juli 1993-2VAs 11193-, BeckRS 1993,5460, beck-online).

4.

Die Hauptanträge des Antragstellers, ,,1. die Entscheidung der Staatsanwaltschaft Ber-

lin vom 27.01 .2020 in Gestalt der Entscheidung der Generalstaatsanwaltschaft Berlin

vom 07.01.2021, dem LAF Akteneinsicht zu gewähren, aufzuheben", und ,,2. die Voll-

ziehung der Gewährung der Akteneinsicht durch Verpflichtung des LAF durch die

Staatsanwaltschaft Berlin zur Herausgabe der Akten rückgängig zu machen", sind

gleichwohl qnzulässig.

Die auf Gewährung der Akteneinsicht für das LAF gerichteten Verfügungen der Staats-

anwaltschaft Berlin haben bereits vor Fertigung und Qingang der Antragssehrift beim

Kammergericht durch tatsächliche, als solche auch nicht wieder rückgängig zu ma-

chende Vollziehung der in ihnen ausgedrückten Anordnung ihre Erledigung gefunden.

Eine Aufhebung der Anordnung ginge damit ins.Leere, weshalb für sie kein Bedürfnis

3



-8-

besteht. Daher fehlt es insoweit an dem für jeden Antrag erforderlichen Rechtsschutz-

interesse (vgl. KG NJW-RR 1991,1085). Derweitere Hauptantrag, mitwelchem der

Antragsteller die Rückgängigmachung der bereits vollzogenen Maßnahme begehrt

(s 2g Abs. 1 satz 2 EGGVG), ist auf eine nicht durchführbare Handlung der Antrags-

gegnerin gerichtet und deshalb ebenfalls unzulässig, $ 28 Abs' 1 Satz 3 EGGVG'

Die mit der: übersendung der beiden CD-ROMs ermöglichte Kenntnisnahme des LAF

vom lnhalt der Akten, welche hier stattgefunden hat, kann nicht wieder rückgängig ge-

macht werden, und zwar auch nicht durch entsprechende Rückforderung der beiden

CD-ROMs , zumalderen zwischenzeitliche Weiterverarbeitung durch das LAF ersicht-

lich erfolgt ist und die Staatsanwaltschaft Berlin das LAF zudem bereits am 10. Sep-

tember 2O2O um schnellstmögliche Rücksendung ersucht hatte. lnsbesondere trägt

der Antragsteller selbst vor, dass das LAF die erlangte Kenntnis vom lnhalt der Akten

bereits durch entsprechenden Vortrag und Einreichung von Anlagen in dem vor dem

Landger:icht Berlin unter dem Aktenzeichen 6 O 246t19 geführten Zivilrechtsstreit ver-

wendet hat.

Zutreffend ist die Feststellung der Rechtswidrigkeit der Maßnahme.nach $ 28 Abs' 1

Satz 4 EGGVG die gesetzlich allein vorgesehene Entscheidungsart, wenn die Maß-

nahme selbst - wie hier - vollständig und in nicht mehr rückgängig zu machender

Weise vollzogen worden ist, weil auch in einer solchen Vollziehung eine Erledigung

\bs. 1 Satz 1 EGGVG und eineliegt, die eine Aufhebung der Maßnahme nach $ 28 I

Folgenbeseitigung nach g 28 Abs. 1 Salz2 EGGVG ausschließt..Die Vorschriften des

g 28 Abs. 1 Satz 1 EGGVG und daneben des $ 28 Abs. 1 Satz 2 EGGVG können dann

insgesamt keine Anwendung finden, wenn die Behörde - wie hier - nicht in der Lage

ist, die Vollziehung rückgängig zu machen (vgl. S 28 Abs. 1 Satz 3 EGGVG)'

Nach Vollzug der Maßnahme ist der Aufhebungsanspruch nämlich nur kumulativ für

den Fallvorgesehen, dass die Folgenbeseitigung möglich und die Folgenbeseitigungs-

frage spruchreif ist, wobei es an der Spruchreife insbesondere fehlt, wenn eine Ermes-

sensentscheidung zu treffen ist (bzw. - wie hier - zu treffen gewesen wäre), die dem

Oberlandesgericht - soweit der Ermessensspielraum nicht,,auf Null reduziert" ist - ver-

wehrt ist (Meyer-Goßner/Schmitt,a. a. O., S 28 EGGVG Rn.6 und 9). DerAufhebungs-

anspruch neben dem Folgenbeseitigungsanspruch enrueist sich dann auch als sinnvoll,
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weil die Maßnahme weiterhin die Rechtsgrundlage für die durch die Vollziehung ein-

getretenen Folgen bildet undldiese Rechtsgrundlage zusätzlich zur Anordnung der

Rückgängigmach u ng ebenfalls beseitigt werden m uss.

Für einen isolierten Ausspruch der Aufhebung der vollzogenen Maßnahme besteht

aber kein Bedürfnis, wenn nicht zugleich die Voltziehung rückgängig zu machen i'st, so

dass eb danach gerechtfertigt ist, nur die Feststellung der Rechtswidrigkeit der erle-

digten Maßnahme nach S 28 Abs. 1 Satz 4 EGGVG zuzulassen (KG NJW-RR 1991,

1085).

5.

Der Hilfsantrag, ,,festzustellen, dass die Gewährung von Akteneinsicht an das Landes-

amt für Flüchtlingsangelegenheiten durch die Staatsanwaltschaft Berlin rechtswidrig

gewesen ist", ist demgegenüber zulässig. Der Antragsteller hat ein berechtigtes lnte-

resse an der Feststellung der Rechtswidrigkeit der Maßnahme, $ 28 Abs. 1 Salz 4

EGGVG.

a)

Das berechtigte lnteresse umfasst jedes bei vernünftigen Enruägungen nach Lage des

Falles anzuerkennende schutzwürdige lnteresse rechtlicher, wirtschaftlicher oder ide-

eller Art (BayObLG NJOZ 2020,1236). Anwendungsfälle für die mögliche Bejahung

des berechtigten lnteresses sind insbesondere auch Solche, in delen die Maßnahme

nicht mehr rückgängig gemacht werden kann und die dadurch herbeigeführte rechts-

relevante Rechtsbeeinträchtigung fortdauert (OLG Rostock, Beschluss vom 13. Juli

2017 - 20 Ws 146t17 =, BeckR S 2017, 117335, Rn. 29, beck-online), sowie solche, in

denen es zu tiefgreifenden Grundrechtseingriffen gekommen ist, in denen die direkte

Belastung duich den angegriffenen Hoheitsakt sich nach dem typischen Verfahrens-

ablauf in einem Zeitpunkt verwirklicht, in dem der Betroffene - wie etwa hier infolge

der'unterbliebenen vorherigen Anhörung - die gerichtliche Entscheidung kaum erlan-

gen kann. Effektiver Grundrechtsschutz gebietet es in diesen Fällen, dass der Be-

troffene Gelegenheit erhält, die Berechtigung des schwerwiegenden Grund rechtsein-

griffs gerichtlich klären zu lassen (Art. 19 Abs. 4 GG; vgl. BVerfG,NJW 2017 ,1939 Rn.

16).



-10-

b)

Der Antragsteller hat insoweit sein berechtigtes lnteresse an der begehrten Feststel-

lung substantiiert dargelegt. Denn er macht geltend, dass die Staatsanwaltschaft Berlin

bei ihren Entscheidungen über die dem l-AF gewährte Akteneinsicht zu seinen Lasten

relevante Gesichtspunkte - nämlich das Erfordernis einer Ermessensentscheidung

nach g 474 Abs. 3 StpO sowie die Prüfung von Übermittlungsbeschränkungen nach

$ a7p Abs . 1 z.Alt., Abs. 5 SIPO - außer Acht gelassen und ihm durch unterlassen

der gebotenen vorherigen Anhörung zudem die Möglichkeit einer diesbezüglichen

rechtzeitigen Stellungnahme und Beantragung einer gerichtlichen Entscheidung vor

Vollzug der Maßnahme genomrnen habe.

6

Der Hilfsantrag ist auch begründet, da die Gewährung von Akteneinsicht an das Lan-

desamt für Flüchtlingsangelegenheiten durch die Staatsanwaltschaft Berlin - so, wie

sie erfolgt ist - rechtswidrig war und den Antragsteller dadurch in seinen Rechten ver-

letzt hat. Es fehlte jedenfalls an einer Ermessensausübung der Staatsanwaltschaft im

Rahmen des S 474 Abs. 3 SIPO.

a)

ls Datenträger (CD-ROMs) mitlndem die Staatsanwaltschaft Berlin dem LAF jeweil

scans zunächst der sonderbände XIV bis xxxl (Verfügung vom 27 ' Januar 2020\,

,später dann der Sonderbände I bis )(XXl und der Ablichtungsbände ,,zu lntenso" sowie

zu den sonderbänden lX bis xl (Verfügung vom 10. september 2020) des Ermittlungs-

verfahren s 241Js 582/19 tiberließ, hat sie dem I-,{F ,,Akteneinsicht" gewährt' Dem

steht weder entgegen, dass möglicherweise einzelne Aktenbände - nameptlich zwei

(Haupt-)Bände der Ermittlungsakten - auf den besagten cD-ROMs nicht erfasst wa-

ren, nöch dass es sich um eingescannte - also digitalisierte - Fassungen der betref-

fenden Bände handelte.

b)

Die Gewährung von Akteneinsicht ließ sich - abweichend von der Ansicht im Vermerk

der Staatsanwaltschaft Berlin vom 4. Novembe r 2020 - nicht (allein) auf $ 474 Abs' 2

Satz 1 StpO stützen". Denn danach ist - bei Vorliegen eines der dort in Nr' 1 bis 3

näher geregelten Fälle - lediglich die Erteilung von Auskünften aus den Akten zulässig,
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die auch den Regelfall von Übermittlungön an sonstige öffentliche Stellen (die nicht

Justizbehörden im Sinne von $ 474 Abd. 1 SIPO sind) darstellen, während diesen eine

Akteneinsicht nur ausnahmsweise - nämlich nach $ 474 Abs.3 SIPO - gewährt wer-

den kainn (vgl. statt vieler MüKoStPO/Singelnstein, 1. Aufl. 2019, S 474 Rn. 21). lnso-

fern fehlt es im Vermerk der Staatsanwaltschaft Berlin vom 4. November 2O2O rn d"r
gebotenen Unterscheidung zwischen beiden Übermittlungsweisen und ihien Rechts-

grqndlagen, soweit dort von einer,,Gewährung von Akteneinsioht nach $ 474 Abs.2

SIPO" (Unterstreichungen nur hier) die Rede ist.

c)

Für die dem LAF seitens der Staatsanwaltschaft Berlin gewährte Akteneinsicht kommt

als Rechtsgrundlage - wie. auch die Generalstaatsanwaltschaft Berlin zutreffend er-

kannt hat - vielmehr (nuO S 474Abs. 3 i. V. m. S 474 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 StPo in
Betracht. Sie ist aber in der vom Antragsteller beanstandetgn Weise fehlerhaft ange-

wendet wörden.

aa)
. -Yl

Die Voraussetzungen des S 474 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 SIPO sind erfüllt.'lnsbesondere

ist das LAF - entgegen den vom Antragsteller erhobenen Bedenken - auch im vorlie-

genden Fall als ,,öffentliche Stelle" im Sinne des $ 474 Abs. 2 SIPO anzusehen, närn-

lich als höheitlich tätige, inländische Stelle (S 2 BDSG), tlie von Privaten und sonstigen

Stellen im Sinne von $'475 StPO abzugrenzen ist (vgl. MüKoStPO/Singelnstein, a. a.

O., Rn. 22). Das LAF ist als Behörde grundsätzlich hoheitlich tätig. Soweit es über-

haupt darauf ankommen sollte, ob auch das im konkreten Fall zugrundeliegende

Rechtsverhältnis öffentlich-rechtlicher Natur ist (siehe d azu-grundsätzlich verneinend

- BeckOK StPoAf/ittig, 39. Ed. 1.1.2021, SIPO S 474 Rn. 1 1), ist bei der Zusammen-

arbeit auf Basis der. Betreiberverträge wie hier mit der . GmbH von schlichter

Verwaltungshilfe auszugehen, beider Private vorbereitend und unterstützend einzelne

Teilleistungen innerhalb einer Staatsaufgabe erbringen. Damit erfolgt auch die Kon-

trolle der insoweit weisungsgebundenen Betreiber und der durch diese abgerechneten

Kosten, sowie die Abwehr unberechtigter diesbezüglicher Ansprüche in Wahrneh-

mung hoheitlicher Aufgaben. Ein Formenmissbrauch alleine deshalb, weil die betref-



fende Rechtsstreitigkeit nicht der: Venruattungsgerichtsbarkeit, sondern der ordentli-

chen Gerichtsbarkeit unterfällt, ist nicht ersichtlich (vgl' OLG Hamm' Beschluss vom

21.April2016-1VAs1oot15-,BeckRs2016,9787,Rn'34).
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bb)

Es fehlt aber an der gebotenen erkennbaren Ausübung des nach S 474 Abs' 3 SIPO

eröffneten Ermessens.

(1)

Die Entscheidung, ob gemäß $ 474 Abs. 3 StPO ausnahmsweise Akteneinsicht statt

lediglich Auskunft gewährt wird, steht im pflichtgemäßen Ermessen der ersuchten

Stelle (MüKoStPO/Singelnstein, a. a. O., Rn. 26; BeckOK STPOA/Vittig' a' a' O'' Rn'

1g; OLG Hamm, ä. ä, O., Rn. 21 und 64 fi,; Senat, Beschluss vom 12' Februar 2021 -
6 VAs 6120 -). Der Senat kann diese Entscheidung nur auf willkür oder Ermessens-

missbrauch überprüfen, ob nämrich Gesichtspunkte zum Nachteil eines Betroffenen

ber.ücksichtigt wurden, die nach sinn und Zweck des Gesetzes keine Rolle spielen

dürfen, oder ob rälevante Gesichtspunkte falsch bewertei oder außer Acht gölassen

wurden (oLG Hamm, a. a. o.). Dabei ist zu beachten, dass sich die ersuchte tsehörde

zwar auf die begründete Erklärung der ersuchenden Stelle stützen kann' Die staats-

anwaltschaftliche Entscheidung, anstelle der Erteilung von Auskünften. gemäß S 474

Abs. 3 SIPO Akteneihsicht zu gewähren, muss aber die tatsächlich"_ 
l':t:.T.::t

der staatsanwaltschaft zustehenden Ermessens erkennen lassen (MüKoStPO/Sin-

gelnstein, a. a. O., Rn. 26; BeckOK STPOA/Vittig, a' a' O')'

(2)

Hier fehlt nicht nur jeder (positive) Anhalt für die Ausübung dieses Ermessens' Viel-

mehr ergibt sich im Gegenteil aus dem Vermerk der Staatsanwaltschaft Berlin vom 4'

Novembe r 2O2O sogar, dass das vorbezeichnete Ermessen dort gar nicht als eingg-

räumt erkannt und dementsprechend auch nicht ausgeübt worden ist' ln der einschlä-

gigen Passage ist -im Kont'ext einer Rechtfertigung der unterbliebenen Anhörung des

Antragstellers'ausgeführt: ,,Da bei einem Akteneinsichtsgesuch nach s 474 SIPO "'

keine Ermessensentscheidung zu treffen und'keine lnteressenabwägung vorzuneh-

men ist, sondern Auskünfte aus Akten und Akteneinsicht nur in den in s 477 Abs' 2

stPo genannten Fällen zu versagen sind ...". Diese Annahme enrueist sich nach den
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soeben dargelegten Maßstäben - insbesondere in Bezug auf die Unterscheidung zwi-

schen den Voraussetzungen dei Auskünfte nach $ 474 Abs. 2 StPO und der Akten.

einsicht nach $ 474 Abs. 3 StPO'als zu undifferenziert und im Ergebnis zu kurz ge-

griffen.

Der so ausdrücklich dokumentierte Ermessenausfall steht auch Erwägungen entge-

gen, die Staatsanwaltschaft könnte lhr Ermessen in schlüssiger Weise ausgeübt ha-

ben. Unabhängig davon, inwieweit dies dem Erfordernis einer,,erkennbaren" Ermes-

sensausübung gerecht würde, setzt diese auch in einer etwaigen konkludenten Vari-

ante jedenfalls voraus; dass sich die entscheidende Stelle ihres Ermessens überhaupt

bewusst ist und nicht - wie hier - irrig von einer von vornherein gebundenen Entschei-

dung ausgeht.

Soweit die Generalstaatsanwaltschaft - etwa in ihrem Bescheid vom g. Februar .2021
zur Zurückweisung der Gegenvorstellung des Antragstellers gegen die Beschwerde-

entscheidung - vertreten will, die Staatsanwaltschaft habe sich ,,auch darauf verlassen

[dürfen], ... dass die vertangte Akteneinsicht anstelle von Teilauskünften zur Aufga-

benerfüllung erforderlich war", mag das darauf abzielen, dass hier eine der beiden von

S 474Abs. 3 gänannten Konstellationen - nämlich der iweite Fall- gegebeii gewesen

sei und dass speziell für diese Variante die Erklärung und Begründung seitens der

ersuchenden öffentlichen Stelle genügt, für ihre Aufgabenerfüllung reiche eine Aus-

kunft nicht aus (siehe dazu MüKoStPO/Singelnstein, a. a. O., Rn. 26). Dies betrifft aber

eben nur das Vorliegen einer der beiden Ausnahmekonstellationen nach S 474 Abs. 3

,SIPO und nicht die erforderliche Ermessensausübung; überdies sind nicht einmal die

Vöraussetzungen jener Variante erfüllt: Das LAF hat gerade nicht ,,beg!ündg!", wes-

halb für seine Aufgabenerfüllung Auskünfte nicht ausreichen; es hat vielmehr unter

Hinweis auf laufende zivilrejchtliche Verfahren, in denen ein ko-nkreter Ermittlungsge-

genstand - nämlich Brandwachenabrechnungen -,,eine Rolle spielen", schlicht und

ohne weiteren Kommentar oder sonStige Ausführungen die Akteneinsicht beantragt.

Allenfalls könnte sich das noch - was dem Senat bereits zweifelhaft erscheint - als

(konkludente) Erklärunq verstehen lassen, entsprechende Auskünfte reichten nicht

aus.'Eine Argumentation hierfür findet sich jedenfalls nicht - und erst recht nicht eine

solche, die'den aus der Norm folgenden Anforderungen gerecht würde: Bei beiden

Varianten des $ 474 Abs. 3 SIPO handelt es sich um Ausnahmetatbestände, so dass
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bei der Prüfung des Vorliegens ein strenger Maßstab anzulegen ist (MUKoStPO/Sin-

gelnstein, a. a. o., s 474 Rn. 26; KK-StPO/Gieg, 8. Aufl. 2019, s 474 Rn' 5 mit kriti-

schemHinweisaufdiehäufigentgegenstehendePraxis)'

(3)

Zwarkann eine die Prtrfung einer ErmessensentscheidunO dulh 
l1s 

necntlmittetye-

richt ermöglichende Begründung auch noch im gerichtlichen Verfahren nachgescho-

ben werden (Meyer-Goßner/schmitt, a. a. o., s 28 EGGVG. Rn. 10)' Allerdings geht

auch die Generalstaatsanwaltschaft Berlin in ihrer Zuschrift vom 14' April 2021 (dort

seite 3, vorretzter Absatz) ebenso wie zuvor die staatsanwaltschaft Berlin fehlerhaft

davon aus, dass insoweit bereits aus Rechtsgründen von'vornherein keine Ermes-

sensentscheidung zu treffen gewesen wäre. Eine ,,Ermessensreduzierung auf Null"

aus sonstigen Gründen (vgl. oLG Schleswig, Beschlüss vom 20' Januar 2009 - 12Va

11108-, BeckRS 201 1,17632,beck-online) wird dabei weder geltend gemacht noch

-nachvollziehbar ausgeführt. Entsprpchendes würde auch voraussetzen' dass zum

konkreten lnhalt der. betreffenden Aktenbestandteile und deren jeweiliger Bedeutung

für den Zivilrechtsstreit im Einzelnen vorgetragen wird, was nicht der fätt ist'

7.

ohne dass es für die vorliegende Entscheidung noch darauf ankäme, merkt der senat

im Hinblick auf das Vorbringen des Antragstellers und die stellungnahme der Geng-

ralstaatsanwaltschaft ergä nzend an :

a) 
tschaft Berlin dem Antragsteller

Aus dem zuvor Gesagten folgt, dass die Staatsanwaitschaft Berlin dem

rechfliches Gehör hätte gewähren müssen, bevor sie'dem LAF die Akteneinsicht ein-
,t

iäumte (vgl. oLG Rostock' a. a. o., Rn' 38; KG NFI,Z2016;138). Die unterlassene

Anhörung stellteinen schwerwiegenden Verfahrensfa?iier qqlr (BVerfG' Beschluss vom

30. Oktob er 2016- 1 BvR 1766114-, BeckRS 20i6, .5SSZO' Rn' 5' beck-online)' ln-

wieweit dieser Mangel mit der Durchführung eines Beschwerde- oder sonstigen ge-

richtlichen Verfahrens als geheilt anzusehen sein kann, wenn dieses zur Nachholung

des rechtlichen Gehörs geführt hat (kritisch BVerfG a. a' o'; vgl' demgegenüber oLG

Rostock und KG, jeweils a. a. O.; OLG Saarbrücken, Beschluss vom 18' Januar 2021

- 1 Ws 412.1 -,Rn. 20, juris), und inwieweit bejahendenfalls eine solche Heilung hier
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eingetreten sein könnte, bedarf angesichts der bereits andenrveitig begründeten
Rechtswid rigkeit der gewäh rten Akteneinsicht kei ner Vertiefun g meh r.

b)

Ebenfalls dahinstehen kann nach alledem, inwieweit die Staatsanwaltschaft mit der
Gewährung von'Akteneinsicht an das LAF zugleich - wie der Antragsteller meint -
gegen Prüfungspflichten in Bezug auf Übeimittlungsbeschränkungen nach g 47g Abs.
1 SIPO verstoßen hat, von'denen sie auch nach g 479 Abs. 4 Satz 2 StpO (in der
Fassung des Gesetzes zur Fortentwicklung der Strafprozessordnung und zur Ande-- ----v --'

rung weiterer Vorschriften vom 25. Juni 2021, BGBI. I S. 2099, in Kraft geti-eteä am 1.

Juli 2021; zuvor: S 479 Abs. ! Satz2 SIPO) nicht befreit sei, und inwieweit der Antrag:
steller bejahendenfalls (auch) hieraus eine Verletzung eiqener Rechte herleiten

könnte.

ilt.

Die Kostenentscheidung beruht auf g 30 satz 1 EGGVG i. V, m. gg t Rus. 2 Nr. 19,

22 Abs.1 GNotKG, die Festsetzung des Geschäftswertes auf g 36 Abs. 3 i. V. m. S 1

Abs. 2 Nr. 19 GNotKG.

Dr. Schmidt Dr. Bornemann Dr. Duffer
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